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Krisen und Reformversuche kennzeichnen die Vereinten Nationen
im sechzigsten Jahr ihres Bestehens. Heute stehen die UN nicht nur
als kollektives Sicherheitssystem, sondern auch stellvertretend für das
Völkerrecht insgesamt in der Diskussion. Spätestens seit dem Irak-
Krieg von 2003 hat sich eine grundsätzliche und weit über die Gren-
zen der Fachwelt hinaus geführte Auseinandersetzung über die Rol-
le des Völkerrechts im allgemeinen und die Reformbedürftigkeit der
Vereinten Nationen im besonderen entzündet. Nicht nur in Deutsch-
land wurden Fragen wie ›Ist das Völkerrecht tot?‹1 oder ›Hat die Kon-
stitutionalisierung des Völkerrechts noch eine Chance?‹2 erörtert. Und
nicht nur aus den USA kommen neualte Thesen zur Machtbedingt-
heit des Völkerrechts3 und zu ›How International Rules Die‹.4

Das Ziel der Vereinten Nationen, »künftige Geschlechter vor der Gei-
ßel des Krieges« zu bewahren, erfordert, »Bedingungen zu schaffen,
unter denen Gerechtigkeit und die Achtung vor den Verpflichtungen
aus Verträgen und anderen Quellen des Völkerrechts gewahrt werden
können«. Damit zeigt die Präambel, daß sich die Urheber der Charta
keinen Illusionen über das Eigengewicht des Völkerrechts hingegeben
haben. Auch die Charta lebt von Voraussetzungen, deren Einhaltung sie
selbst nicht garantieren kann. Allerdings beanspruchen die Vereinten
Nationen, die Bedingungen, von denen die Einhaltung des Völkerrechts
abhängt, mitzugestalten, und zwar nicht zuletzt durch die Entwicklung
des Völkerrechts selbst (Art. 1 Ziff. 3, und Art. 13 Abs. 1 a).
Isaiah Berlin hat einmal große Dichter und Denker in zwei Kategori-
en eingeteilt: die Igel und die Füchse. Igel sähen alles im Licht einer
zentralen Idee, Füchse dagegen würden unterschiedliche Wahrheiten
gleichzeitig wahrnehmen.5 Berlin wollte mit seiner Illustration einer
methodischen Grundalternative bewußt keine ›richtige‹ Antwort ge-
ben. Für die Deutung der heutigen Krise des Völkerrechts, die auch
eine Mischung aus mehreren Krisen sein kann, mag ein Blick auf die
Entwicklung einiger seiner allgemeinen Regeln helfen, um die rech-
te Mitte zwischen der Igel- und der Fuchsperspektive zu finden. Dies
soll unter besonderer Berücksichtigung der Völkerrechtskommission
der Vereinten Nationen (International Law Commission – ILC) ge-
schehen, also einem Organ, dessen Arbeit in besonderer Weise durch
den jeweiligen Zustand des allgemeinen Völkerrechts bedingt ist.

Die frühe Phase des Kalten Krieges

Das erste Programmpapier des UN-Sekretariats für die ILC aus dem
Jahr 1948 konnte »keinen Grund erkennen, warum es als Ergebnis der
Arbeit der Kommission nicht in etwa zwei Jahrzehnten möglich sein
sollte, fast das gesamte Völkerrecht zu kodifizieren«.6

Wachstum

Ungeachtet des beginnenden Kalten Krieges gelang es, Gemeinsam-
keiten außerhalb des politisch-ideologischen Gegensatzes festzuhalten.
Trotz der Blockkonfrontation wurde mit der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte7 und der Konvention über die Verhütung und
Bestrafung des Völkermordes die Grundlage für das große Projekt
der Artikulation der Menschenrechte gelegt, noch angetrieben von
der frischen Erfahrung der gemeinsam bekämpften Menschheitsver-
brechen. Während des Kalten Krieges wurden etwa die maßgeblich
von der ILC vorbereiteten Kodifikationsprojekte zum Seerecht (vier
Genfer Konventionen von 1958)8 sowie zum Recht der diplomati-
schen und konsularischen Beziehungen (Wiener Übereinkommen

von 1961 und 1963) zum Erfolg geführt. Diese Rechtsgebiete eigneten
sich unter den gegebenen Bedingungen besonders gut für Fortschrit-
te. Sie betrafen Bereiche, bei denen eine artikulierbare Grundlage im
Völkergewohnheitsrecht bereits weitgehend vorhanden war, und wa-
ren ideologisch relativ neutral. 

Grenzen

In vielen anderen Gebieten stießen die Feststellung und die Entwick-
lung des Völkerrechts allerdings schnell an ihre Grenzen. Dies betraf
insbesondere die Konkretisierung der proklamierten Kernprinzipien
der neuen Völkerrechtsordnung unter der Charta. Der Entwurf der
ILC zu den ›Rechten und Pflichten der Staaten‹9 von 1949 wurde von
der Generalversammlung im Jahr 1951 im Zeichen der beginnenden
Blockkonfrontation sine die vertagt.10 Zwar stießen die von der ILC
formulierten ›Nürnberg-Grundsätze‹11 in der Generalversammlung
zwar nicht auf Widerstand.12 Doch der Versuch ihrer Konkretisie-
rung in den komplementären Projekten zu den ›Verbrechen gegen in-
ternationalen Frieden und Sicherheit‹13 und zur Errichtung einer in-
ternationalen Strafgerichtsbarkeit14 scheiterte nicht zuletzt an der
Uneinigkeit über das damit eng verbundene, zentrale völkerrechtliche
Problem, ›Aggression‹ zu definieren.15

Von der Entkolonisierung 

bis zum Ende des Kalten Krieges

Die Entkolonisierung gab der Völkerrechtsentwicklung dann aber wie-
der neue Impulse. Als symptomatisch kann hierbei die Entscheidung
der ILC im Jahr 1961 gelten, ihrem Projekt zum Recht der völker-
rechtlichen Verträge eine neue und anspruchsvollere Zielrichtung zu
geben. Bis dahin hatte man nur an ein primär beschreibendes Doku-
ment gedacht. Nun wollte man den Versuch unternehmen, zu einer
umfassenden Kodifikation zu gelangen. Diese Entscheidung hat die
Kommission auch damit begründet, daß alle neuen Staaten die Ge-
legenheit haben sollten, direkt an der Kodifikationsarbeit mitzuwir-
ken.16 Der Abschluß des Wiener Übereinkommens über das Recht der
Verträge im Jahr 1969 bestätigte die Richtigkeit dieser Entscheidung. 

Widersprüchliche Entwicklungen

Die Entkolonisierung gab der Völkerrechtsentwicklung widersprüch-
lich erscheinende Impulse: Auf der einen Seite betonten die neuen
Staaten ihre neugewonnene nationale Souveränität, etwa in der Re-
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solution der Generalversammlung von 1962 über die ›Ständige Sou-
veränität über natürliche Ressourcen‹.17 Auch die Ansprüche auf Be-
achtung und Ausweitung des Gewalt- und des Interventionsverbots
können hierzu gezählt werden. Sie kulminierten in der ›Erklärung
über die Unzulässigkeit der Intervention in die inneren Angelegen-
heiten der Staaten und über den Schutz ihrer Unabhängigkeit und
Souveränität‹ von 196518 sowie der ›Erklärung über Grundsätze des
Völkerrechts betreffend freundschaftliche Beziehungen und Zu-
sammenarbeit zwischen den Staaten im Einklang mit der Charta der
Vereinten Nationen‹19 von 1970 nieder. Andererseits wurde der neue
Gedanke des ›gemeinsamen Erbes der Menschheit‹ (common heri-
tage of mankind) besonders von den Entwicklungsländern propa-
giert. Nach ersten Ansätzen im Zusammenhang mit dem Antarktis-
Vertrag (1959) schlug sich der Gedanke dann insbesondere im Ver-
trag über die Grundsätze zur Regelung der Tätigkeiten von Staaten
bei der Erforschung und Nutzung des Weltraums einschließlich des
Mondes und anderer Himmelskörper (Weltraumvertrag – 1967)
und im Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen (1982)
nieder.20

Bei genauerer Betrachtung waren diese Impulse natürlich nicht wider-
sprüchlich. Ihr gemeinsamer Grund lag in dem Anspruch der Staaten
der sogenannten Dritten Welt auf selbstbestimmte Entwicklung. Dies
erforderte sowohl politische Selbstbestimmung als auch die Teilha-
be an Gütern, die zu Gemeinschaftsgütern erklärt wurden. Dieser An-
spruch stieß auf eine grundsätzliche, wenn auch begrenzt bleibende
Bereitschaft der konkurrierenden Blöcke. Zum einen mußten sich
die sogenannten Supermächte schon aus Konkurrenzüberlegungen
auf die Forderungen der Dritten Welt einlassen, zum anderen hatte
die Kuba-Krise eine Grenze bei der Führung des Kalten Krieges
deutlich gemacht. Der mit der Kuba-Krise einhergehende Schock
führte zu einer verstärkten Verlagerung der Systemauseinanderset-
zung auf indirekte Formen. Dementsprechend gab es seit Beginn
der sechziger Jahre zwar erhebliche Fortschritte im Rüstungskon-
trollbereich – beginnend mit dem Teststoppvertrag von 1963 über
den Nichtverbreitungsvertrag (1968) und dem B-Waffen-Überein-
kommen von 1972 bis zu den SALT- und ABM-Verträgen (1972)21.
Gleichzeitig intervenierten die Supermächte aber auch in Afghani-
stan, Angola, Äthiopien, der Dominikanischen Republik, Grenada,
der Tschechoslowakei und Vietnam, was sie auf unterschiedlichste
Art und Weise, allerdings kaum mit humanitären Erwägungen recht-
fertigten.22

Wachstum

Das Entstehen der Dritten Welt hat eine ganz erhebliche Verstärkung
und Konkretisierung des Völkerrechts als einer Rechts- und Wert-
ordnung bewirkt. Nun konnte grundsätzliche Einigkeit in Bereichen
erzielt werden, bei denen das zuvor nicht möglich gewesen war. Hier-
zu zählten insbesondere die Menschenrechte. Deren Kodifizierung
begann nicht zufällig mit dem Internationalen Übereinkommen zur
Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung (1965) und kul-
minierte vorläufig in dem Kompromißpaket der beiden Menschen-
rechtspakte von 1966. Auch ein technischeres Gebiet, wie das Recht
der Verträge, blieb von der Stärkung des Menschenrechtsgedankens
nicht unberührt, und zwar durch die Einführung des neuen Konzepts
des ius cogens in Art. 53 und 64 des Wiener Übereinkommens. Der
Internationale Gerichtshof (IGH) ergänzte dies kurz danach durch
den Begriff der ›obligations erga omnes‹.23

Zur Entwicklung des Völkerrechts als einer Ordnung, welche den An-
spruch auf Verwirklichung bestimmter Werte erhob, zählte auch, daß
internationale Institutionen stärker mit politisch relevanten Verwal-
tungstätigkeiten betraut wurden und nicht auf bloß koordinierende
oder rein technische Tätigkeit beschränkt blieben. Dies geschah mit
der Ausweitung der Friedenssicherung in den Konflikten um Kongo

und Zypern24, im wirtschaftlichen Bereich etwa mit den Rohstoffab-
kommen25 und sollte sich mit der Meeresbodenbehörde des Seerechts-
übereinkommens der Vereinten Nationen von 1982 fortsetzen. In ei-
nem vielzitierten Diktum kennzeichnete Wolfgang Friedmann diese
neue Grundtendenz des Völkerrechts als Wandel von einem Völker-
recht der Koexistenz zu einem Völkerrecht der Kooperation.26

Grenzen

Allerdings stieß auch diese Wachstumsphase der Völkerrechtsentwick-
lung an ihre Grenzen, und zwar noch bevor die Rivalität der beiden
Supermächte durch den Untergang der Sowjetunion beendet wurde.
Die Ansprüche auf Schaffung einer ›Neuen Weltwirtschaftsordnung‹
trafen auf zunehmenden Widerstand der westlichen Staaten.27 Die
Friedenssicherung konnte bei Stellvertreterkriegen nicht Fuß fassen.
Der gemeinsamen Beschwörung von Werten folgten nur in Sonder-
konstellationen wie Rhodesien und Südafrika ausnahmsweise Taten,
also in Situationen, in denen die gemeinsame antirassistische Basis
in Erinnerung gerufen werden konnte. Alles in allem blieb der An-
spruch, auch gegenüber den Staaten der Dritten Welt endgültig von
der gegenseitigen Koexistenz zur Kooperation überzugehen, ein viel-
beschworenes Ziel. 
Daß in dieser Zeit das alte Projekt der Entwicklung einer internatio-
nalen Strafgerichtsbarkeit keine weiteren Fortschritte machte und erst
im Jahr 1990 von der Generalversammlung wieder aufgegriffen wur-
de,28 mochte noch an dem souveränitätsbetonenden und anti-inter-
ventionistischen Geist der Zeit gelegen haben. Eine echte juristische
Hinterfragung auch grob menschenrechtsfeindlicher Praktiken sou-
veräner Staaten schien vor diesem Hintergrund ausgeschlossen. Symp-
tomatische Beispiele aus dem Bereich der ILC dafür, daß das abstrakt
geteilte Ziel der Zusammenarbeit auch in zentralen Bereichen nicht
konkretisiert werden konnte, waren der zähe und bis in die neunziger
Jahre nur begrenzt fortschreitende Versuch, Grundsätze für das Recht
der nichtschiffahrtsbezogenen Nutzungen internationaler Wasserstra-
ßen festzustellen29 oder den Gehalt der Meistbegünstigungsklausel
genauer zu bestimmen.30

1990 bis heute

Zeitgenossen sollten die eigene Phase nicht allzu selbstsicher cha-
rakterisieren. Wir wissen noch nicht, ob man in 20 Jahren den Völ-
kermord in Ruanda, die Anschläge des 11. Septembers 2001, die Ent-
wicklung der Welthandelsorganisation (World Trade Organization –
WTO), den Durchbruch des Internets oder Vorboten einer Pandemie
für zukunftsweisender halten wird. Relativ sicher wird man sagen
können, daß die Stichworte ›Globalisierung‹ und ›Vorherrschaft der
USA‹ in Vergleichen zur vorhergehenden Periode eine wichtige Rol-
le spielen werden. Dies trifft jedenfalls auf die Diskussion um die
Fortentwicklung des Völkerrechts zu. Ebenso wie die vorangegan-
genen politischen Zeitabschnitte kann man aber auch die Phase nach
1990 als eine beschreiben, in der das Projekt ›Völkerrecht‹ zunächst
aufblühte, dann aber scheinbar schon bald wieder eine krisenhafte
und ambivalente Verlangsamung einsetzte.

Wachstum

Sichtbarstes Zeichen für den Beginn eines neuen Zeitabschnitts war
die internationale Reaktion auf den Angriff Iraks auf Kuwait im Jahr
1990. Hierbei wurden die schärfsten Instrumente der Vereinten Na-
tionen erstmals wirksam angewendet und weiterentwickelt. Die Re-
solution 687 des UN-Sicherheitsrats, die ein differenziertes Waffen-
stillstands- und Überwachungsregime für Irak enthielt, war rechtlich
ebenso innovativ wie andere Resolutionen zur Bewältigung interner
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Konflikte von Jugoslawien bis Haiti.31 Hier zeigte sich plötzlich das
ganze Potential des kollektiven Sicherheitssystems der Vereinten Na-
tionen. Im Bereich des Welthandels gelang es, mit dem WTO-Regime
(1994) eine thematische Erweiterung und institutionelle Verstärkung
des früheren GATT-Regimes (Allgemeines Zoll- und Handelsabkom-
men) zu erreichen. Unter den veränderten Bedingungen wurde damit
auch der Anspruch erhoben, ein Regime zu universalisieren, welches
von vielen zuvor als ein seinem Wesen nach westliches System an-
gesehen worden war.32 Auch in anderen Bereichen konnten alte und
zum Teil lange blockierte völkerrechtliche Projekte zum Abschluß
gebracht werden. Hierzu gehörten insbesondere die Verabschiedung
des Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs, von Rüstungskon-
trollabkommen wie dem C-Waffen-Übereinkommen und der Ottawa-
Konvention zur Ächtung von Anti-Personen-Minen, einer Reihe wich-
tiger Abkommen zum Umweltschutz im Nachgang zu der Rio-Kon-
ferenz von 1992,33 sowie die Feststellung von Regeln über die Staa-
tenverantwortlichkeit durch die ILC (2001).34

Grenzen

Noch in der frühen Phase der neuen internationalen Einigkeit der neun-
ziger Jahre wurden aber auch schon wieder Grenzen des Wachstums
sichtbar: Der 1994 vor laufenden Kameras stattfindende Völkermord
in Ruanda fiel zeitlich mit einer stärkeren Betonung ihrer nationalen
Interessen durch die internationale Führungsmacht USA zusammen.
Deren Präsident erließ just in diesem Moment – als Reaktion auf die
für gescheitert erklärte Intervention in Somalia – eine Direktive, wo-
nach amerikanische Truppen in Zukunft nur noch dann als Friedens-
truppen eingesetzt würden, wenn dies den ›nationalen Interessen‹ der
USA entspräche.35 Eine robustere Haltung wurde etwa auch bei Re-
aktionen auf Sanktionsverletzungen durch Irak36 oder bei den Ver-
handlungen über Umweltschutzabkommen wie dem Kyoto-Protokoll
deutlich.37 Allerdings war diese Tendenz in den neunziger Jahren
noch nicht so ausgeprägt wie später. Ein wichtiger Wendepunkt war
im Rückblick wohl die Aushandlung des Statuts des Internationalen
Strafgerichtshofs (1998), bei der die amerikanische Regierung zu-
nächst konstruktiv mitgewirkt hatte, sich dann aber – gefangen zwi-
schen der Konferenzdynamik und wachsendem Widerstand in den
eigenen Reihen – nicht zu einer Unterschrift als Gründungsmitglied
durchringen konnte.38

Ein noch deutlicherer Wendepunkt für die Weltpolitik und für das
Völkerrecht war jedoch die Kosovo-Intervention von 1999. Hier ver-
letzten die NATO-Staaten unter Führung der USA eine zentrale völ-
kerrechtliche Norm, das Gewaltverbot, im Namen eines zentralen völ-
kerrechtlichen Wertes, dem Schutz der elementaren Menschenrech-
te.39 Damit war eine Krise des Völkerrechts ausgelöst, die die ameri-
kanische Reaktion auf die Anschläge des 11. Septembers 2001 und
der Angriff auf Irak im März 2003 weiter verschärften. Es mag noch
juristisch vertretbar gewesen sein, die Kosovo-Intervention mit dem
Postulat einer neuen Balance zwischen Souveränität und Menschen-
rechtsschutz zu legitimieren40 und die militärischen Maßnahmen im
Jahr 2001 gegen das Afghanistan der Taliban mit einer neuartigen, aber
offenbar vom Sicherheitsrat gebilligten Interpretation des Selbstver-
teidigungsrechts zu rechtfertigen.41 Doch die Doktrin der präventiven
beziehungsweise ›präemptiven‹ Selbstverteidigung in der Nationa-
len Sicherheitsstrategie von 2002, der sogenannten Bush-Doktrin, und
den Krieg gegen Irak (2003) betrachtete die große Mehrheit der Staa-
ten und der Weltbevölkerung als nicht mehr akzeptabel.42 Die Be-
handlung der gefangenen Terrorverdächtigen auf dem amerikanischen
Stützpunkt Guantanamo auf Kuba war ein für die gesamte Weltöf-
fentlichkeit sichtbares Zeichen, daß ›die letzte verbliebene Super-
macht‹ die grundlegenden völkerrechtlichen Kompetenzen und Maß-
stäbe, jedenfalls in ihrer Relevanz für sich selbst, ernsthaft in Zweifel
gezogen hatte.43

Aktuelle Krise und Krisen des Völkerrechts 

Heute befindet sich ›das‹ Völkerrecht in einer Krise. Krisen hat es al-
lerdings auch schon in den fünfziger und siebziger Jahren gegeben.
Man sollte vorsichtig sein, aus den vergangenen Krisen eine Deutung
der heutigen abzuleiten. Allerdings empfiehlt der Blick auf die Ent-
wicklung des allgemeinen Völkerrechts seit 1945, ›die‹ Krise des
Völkerrechts genauer aufzulösen. Dann wird man jedenfalls zwischen
drei Krisen ›des‹ Völkerrechts unterscheiden können, nämlich 1. der
Krise des Gewaltverbots, 2. der Krise des Völkerrechts als Staatenord-
nung und 3. der Krise einzelner Elemente des Völkerrechts.

Die Krise des Gewaltverbots

Die für jedermann sichtbarste Krise des Völkerrechts betrifft das Ge-
waltverbot. Diese große Errungenschaft der UN-Charta scheint nach
der Kosovo-Intervention, der Proklamation der ›Bush-Doktrin‹ und
dem Irak-Krieg zur Disposition zu stehen. Andererseits zeigen die
Reaktionen auf diese Ereignisse und deren Folgen, daß das Verbot
einseitiger Gewaltanwendung im Bewußtsein der Weltöffentlichkeit
und fast aller Staaten weiterhin tief verankert ist.44 Bei genauerer Be-
trachtung haben die NATO-Staaten im Fall Kosovo auch keine recht-
liche Befugnis zur einseitigen humanitären Intervention in Anspruch
genommen, ebenso wenig wie die USA mit der ›Bush-Doktrin‹ wirk-
lich eine Rechtsbehauptung aufstellen wollten, die für alle Staaten gel-
ten soll. Vielmehr erkennen die Beteiligten an, daß einseitige militäri-
sche Gewaltanwendung, wenn überhaupt, nur eine Notlösung gegen-
über den internationalen Problemen ›humanitäre Katastrophen‹ und
›massenmörderischer Terrorismus‹ sein kann. 
Wenn es richtig ist, daß ein neuartiges Phänomen wie der massenmör-
derische Terrorismus und eine verstärkte Sensibilität gegenüber hu-
manitären Katastrophen maßgeblich dazu beigetragen haben, daß die
USA und einige ihrer Verbündeten auf die grundsätzlich verpönte ein-
seitige Anwendung von militärischer Gewalt zurückzugreifen, dann
besteht jedenfalls grundsätzlich die Chance, institutionelle Wege zu
finden, um die mutmaßliche Notwendigkeit einseitigen Handelns über-
flüssig zu machen. Dies ist ein zentrales Ziel der angestrebten UN-Re-
form.45 Das noch nicht gescheiterte Projekt der Erweiterung des Si-
cherheitsrats folgt einer anspruchsvollen Logik: Effizienzsteigerung
durch Erweiterung der Zahl der Beteiligten erscheint auf den ersten
Blick paradox. Sie ergibt aber Sinn, wenn die Anwendung des Veto-
rechts im Rahmen einer größeren Zahl von Beteiligten faktisch er-
schwert wird und der mit der Erweiterung verbundene Legitimations-
gewinn die Durchsetzung von Maßnahmen ermöglicht, welche den
neuen Herausforderungen besser angepaßt sind. Ob sich diese an-
spruchsvolle Logik realisieren läßt, ist offen. Jedenfalls sollte man bei
dem Versuch, sie durchzusetzen, nicht den Fehler machen, die vor-
handene Struktur des Sicherheitsrats zu entwerten. Selbst eine Er-
weiterung um sechs neue Ständige Mitglieder (mit oder ohne Veto-
recht) würde das Grundprinzip des Sicherheitsrats nicht ändern, näm-
lich daß die faktisch wichtigsten Mächte die Hauptverantwortung für
die Sicherung des Weltfriedens wahrnehmen. Wenn man letztlich bei
einem Gremium mit 15 Mitgliedern bleiben müßte, von denen fünf
eine Vetoberechtigung besitzen, dann wird man trotz aller Verände-
rungen, die seit 1945 eingetreten sind, wohl immer noch die gegen-
wärtigen fünf Ständigen Mitglieder als die weltweit einflußreich-
sten Mächten identifizieren können, auch wenn einige von ihnen
nicht in jeder quantifizierbaren Einflußkategorie (zum Beispiel der
Bevölkerungszahl) zu den ersten fünf Mächten des Globus zu zäh-
len sind. Dies anzuerkennen, schließt nicht aus, von den Vetomäch-
ten eine loyale und engagierte Wahrnehmung ihrer Verantwortung
im Allgemeininteresse zu verlangen und auf die Einschränkung der
Anwendung des Vetos, ja langfristig sogar auf dessen Abschaffung
zu dringen.
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Wenn die Krise des Gewaltverbots durch eine Chartarevision nicht
zumindest entschärft wird, muß sie durchlebt und ausgetragen werden.
Vermutlich tragen aber bereits die Erfahrungen, die mit den Folgen
einseitiger und unautorisierter Gewaltanwendung gemacht werden,
zu einer Rückbesinnung auf die Grundregeln und Verfahren der Char-
ta bei. Es spricht einiges dafür, daß nach den ersten Schocks und
Fehleinschätzungen auch wieder ein Verständnis stärker Platz greift,
wonach Friedensbedrohungen durch Terrorismus und Massenver-
nichtungswaffen kaum durch punktuelle militärische Maßnahmen,
sondern grundsätzlich nur durch strukturelle und kooperativ durch-
zuführende Maßnahmen wirksam begegnet werden kann. Viel wird
hierbei von der Einschätzung der amerikanischen Regierung und der
öffentlichen Meinung in den USA abhängen, auf die man versuchen
sollte, Einfluß zu nehmen. 

Die Krise des Völkerrechts als Staatenordnung

Die Krise des Gewaltverbots überschneidet sich mit einer allgemei-
nen Krise des Völkerrechts als Staatenordnung. Die Frage der Ge-
waltanwendung spielt hier eine wichtige Rolle, weil es dabei auch
um die Befugnis zur Durchsetzung eines insgesamt wichtiger gewor-
denen Völkerrechts geht.46 Die kollektiven Reaktionen auf viele fest-
gestellte Friedensbedrohungen seit 1990 sind nicht nur als bloße An-
wendungen der Regeln der Charta interpretiert worden, sondern – ins-
besondere in Deutschland – auch als Symptome für die Weiterent-
wicklung der Charta in Richtung einer Verfassung der Weltgemein-
schaft.47 Diese Interpretation wurde nicht zuletzt durch das stark emp-
fundene Phänomen der ›Globalisierung‹ unterfüttert. Der Begriff Glo-
balisierung steht dabei nicht nur für eine neue Breite und Dichte in-
ternationaler Zusammenarbeit, sondern auch für die Identifikation
›neuer Akteure‹, welche die Staaten in einem bislang nicht dagewese-
nen Ausmaß beeinflussen. Für die Öffentlichkeit wurde dies vor allem
bei den Weltkonferenzen der neunziger Jahre sowie bei den erfolg-
reichen Verhandlungen über die Ottawa-Konvention und über das Sta-
tut des Internationalen Strafgerichtshofs deutlich. Die Beobachtung,
daß die Staaten durch die gesteigerte Beweglichkeit von Menschen,
Waren, Kapital und Information erheblich an Einflußmöglichkeiten
verlieren, veranlaßte manche Beobachter dazu, die internationalen Be-
ziehungen nicht mehr als primär zwischenstaatlich geprägt zu deu-
ten, sondern als Grundlage einer ›internationalen Gemeinschaft‹ un-
terschiedlichster internationaler Rechtssubjekte.48 Manche gingen so-
gar so weit, von einer ›globalen Bukowina‹ zu sprechen.49

Erschienen Konstitutionalisierung des Völkerrechts und Globalisie-
rung vielen in den neunziger Jahren noch als zwei Aspekte derselben
Grundentwicklung hin zu einer auch praktisch organisierten Weltge-
meinschaft, so erwiesen sich die dunklen Seiten der Globalisierung
spätestens seit der Jahrhundertwende als Auslöser für eine weniger
optimistische Krisendeutung des Völkerrechts: Probleme wie ›ethni-
sche Säuberungen‹ (Kosovo), Terrorismus (11. September), die Ge-
fahr der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen (Irak) und ihre
möglichen Lösungen wurden nun in der internationalen Politik so
unterschiedlich beurteilt, daß die Entscheidungsprozesse in den ge-
gebenen Institutionen, insbesondere in den Vereinten Nationen, von
manchen nicht mehr als ausreichend empfunden wurden. Allen voran
griffen die USA zur Selbsthilfe. Auch im Bereich des internationalen
Handelsrechts hat sich die Entwicklung seit der WTO-Ministerkon-
ferenz von Seattle im Jahr 1999 deutlich verlangsamt.50 Nun war nicht
mehr so sehr vom Bedeutungsverlust der Staaten als kennzeichnen-
dem Merkmal der Epoche die Rede, eher von der Übermacht eines
Staates, der USA.51 Für das Völkerrecht stellte sich damit die Frage,
ob die Hegemonie der USA diesem Recht nun einen ›imperialen‹
Charakter verleihen würde.52 Dieser imperiale Charakter sei etwa da-
durch gekennzeichnet, daß der Grundsatz der souveränen Gleichheit
der Staaten in Frage gestellt würde, der Hegemon also mit Erfolg be-

anspruchen könne, von der Anwendung einiger Regeln freigestellt
zu sein – etwa soweit es ihm zur Bekämpfung des Terrorismus erfor-
derlich erscheint –, und daß sich Normtypen verstärken würden, wel-
che den Einfluß des Hegemons grundsätzlich und im Einzelfall si-
chern. Zu diesen Normtypen gehörten etwa die Verwendung weiter
und ausfüllungsbedürftiger Begriffe, deren Inhalt im konkreten Fall
maßgeblich vom Hegemon selbst bestimmt werden könne, oder die
Bilateralisierung von Kollektivproblemen, um nach der Maxime di-
vide et impera verfahren zu können.53

Angesichts der Verschiebung des Akzents von der Konstitutionali-
sierung des Völkerrechts hin zum hegemonialen Völkerrecht erstaunt
es nicht, daß die Frage nach dem Völkerrecht als globalem Verwal-
tungsrecht in jüngster Zeit stärker in den Blick gerückt ist. Diese Fra-
ge geht von der Beobachtung aus, daß sich die internationale Zusam-
menarbeit auch unabhängig von grundsätzlichen Meinungsverschie-
denheiten über hochpolitische beziehungsweise ›weltverfassungs-
rechtliche‹ Fragen intensiviert. Dies geschehe nicht nur formal im
Rahmen klassischer internationaler Organisationen wie den Vereinten
Nationen, sondern auch informell in sogenannten ›government net-
works‹, die für die Öffentlichkeit schwer erkennbare Politikkoordi-
nierung vornehmen oder außerhalb der universellen beziehungswei-
se formellen Foren durch die Bildung sogenannter ›Koalitionen der
Willigen‹ ihre Zwecke zu erreichen versuchen.54 Hierbei seien die Be-
teiligten nicht unbedingt auf Staaten beschränkt, ja in vielen Berei-
chen würden global wirksame Regelungen auch ganz ohne staatliche
Beteiligung geschaffen. Für ›das‹ Völkerrecht sind solche Entwick-
lungen ambivalent. Was es dadurch auf der einen Seite an Effektivität
gewinnen kann, riskiert es auf der anderen Seite durch mangelnde Le-
gitimation und Transparenz im Verfahren zu verlieren. 

Fragmentierung oder Konzentration ›des‹ Völkerrechts? 

Abgesehen von den weltöffentlich geführten Diskussionen über Ge-
waltverbot, Globalisierung und Hegemonie der USA gibt es auch
Krisen des Völkerrechts, die noch stärker in Fachkreisen erörtert wer-
den. Signifikant sind hiervon zwei Fragestellungen, die auf den ersten
Blick gegensätzliche Sorgen um das Völkerrecht aufwerfen, nämlich
einmal die Gefahr seiner Fragmentierung a) und zum anderen die sei-
ner übermäßigen Konzentration b). Auch in anderen Bereichen ist
das Bild gemischt c). 

a) Fragmentierung

Die ILC behandelt seit dem Jahr 2000 das Thema ›Fragmentierung
des Völkerrechts‹.55 Dahinter steht die Beobachtung, daß angesichts
einer Zunahme der Zahl multilateraler Vertragsregime unterschied-
lichster Zielsetzung und Mitgliedschaft und dem gleichzeitigen weit-
gehenden Fehlen klarer Vorrangregeln im Völkerrecht die Wahr-
scheinlichkeit zunimmt, daß unterschiedliche Rechtsanwendungsin-
stanzen das anwendbare Recht widersprüchlich auslegen. Diese theo-
retisch schon seit langem erkannte Möglichkeit hat im Lauf der
neunziger Jahre praktische Bedeutung erlangt. Besonders bekannt
geworden ist der Fall Tadic, in dem es der Internationale Strafge-
richtshof für das ehemalige Jugoslawien ablehnte, für seinen Bereich
einen Maßstab zu übernehmen, den der Internationale Gerichtshof
im Nicaragua-Fall zur Frage der Zurechnung von Gewaltakten orga-
nisierter privater Gruppen (Milizen) zu Staaten entwickelt hatte.56

Andere Beispiele betreffen etwa das Verhältnis von WTO-Recht zu
umwelt-, arbeits- und menschenrechtlichen Vertragsregimen oder
das Verhältnis zwischen dem regionalen und dem universellen Men-
schenrechtsschutz in Bezug auf die Wirkung unzulässiger Vorbehal-
te.57 Uneinigkeit besteht nicht nur darüber, wie die Unklarheiten im
Verhältnis unterschiedlicher völkerrechtlicher Rechtsregime mate-
riell-rechtlich oder prozedural aufzulösen sind. Uneinigkeit besteht
vielmehr schon darin, ob diese sogenannte Fragmentierung über-
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haupt schädlich ist, oder ob man sie nicht als Ausdruck eines gewis-
sermaßen natürlichen Wachstums und einer zeitgemäßen Pluralisie-
rung des Völkerrechts begrüßen sollte.58

b) Konzentration

Parallel zur Fragmentierungsdebatte wird aber auch intensiv über die
Rolle des Sicherheitsrats als Weltgesetzgeber diskutiert.59 Ausgelöst
wurde diese Debatte als der Sicherheitsrat nach den Anschlägen des
11. Septembers 2001 mit Resolution 1373 verbindlich anordnete, daß
alle Staaten bestimmte Vorschriften, die in dem bis dahin noch nicht
von vielen Staaten ratifizierten Internationalen Übereinkommen zur
Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus60 enthalten sind, in ihr
eigenes Recht umsetzen müssen. Seitdem steht die Möglichkeit im
Raum, den Sicherheitsrat zu benutzen, den oft langwierigen und mit
großer Teilnehmerzahl stattfindenden Prozeß der völkerrechtlichen
›Gesetzgebung‹, also im Regelfall den Vertragsschluß, radikal abzu-
kürzen und in der Teilnehmerzahl zu beschränken, und zwar in der
Hoffnung, schnell wirksame allgemein-verbindliche Ergebnisse zu er-
reichen. So wurde zeitweise darüber diskutiert, ob der Sicherheitsrat
das Seerechtsübereinkommen mit Hilfe eines Beschlusses für unab-
sehbare Zeit überlagern könnte. Dieser hätte einzelnen Staaten die
Möglichkeit eingeräumt, verdächtige Schiffe, die verbotene Massen-
vernichtungswaffen geladen haben könnten, anzuhalten und zu durch-
suchen.61 Gegen eine solche Funktion des Sicherheitsrats gibt es ge-
wichtige Einwände. Sie alle beruhen auf der Behauptung, das Grund-
konzept der Charta legitimiere solch eine legislative Funktion des Si-
cherheitsrats nicht.62 Gegen solche Einwände spricht allerdings wie-
derum die weitestgehende und nachhaltige Anerkennung der bisheri-
gen Praxis des Rates durch die Mitgliedstaaten. Im Zweifel ist diese
Praxis allerdings noch auf die Bekämpfung des global operierenden
Terrorismus und die Verhinderung der Verbreitung von Massenver-
nichtungswaffen beschränkt, also auf Gebiete, die sich ihrer Natur
nach nicht auf bestimmte Bereiche oder Situationen reduzieren lassen
und bei denen der Bezug zur Gefahr organisierter Gewaltanwendung
deutlich erkennbar ist.63 Dennoch taucht hier das Gespenst eines recht-
lichen Leviathans auf, also das Gegenteil der klassischen pluralisti-
schen Produktion des Völkerrechts.64

Bei genauerer Betrachtung sind die konstatierten Entwicklungen
›Fragmentierung‹ und ›Konzentration‹ – einschließlich Hierarchi-
sierung – allerdings gar nicht so widersprüchlich wie es zunächst er-
scheinen mag. Man kann Fragmentierung als Folge des Wachstums-
prozesses einzelner Elemente der Völkerrechtsordnung betrachten.
Dieser Wachstumsprozeß speist sich jeweils aus dem Impuls heraus,
daß ein bestimmtes Sachproblem einer international koordinierten
Lösung zugeführt werden muß. Aus diesem Blickwinkel betrachtet,
ist die Inanspruchnahme weiterer Kompetenzen durch den Sicherheits-
rat selbst ein typischer Aspekt dieses Phänomens, der gleichzeitig aber
auch den möglichen Beginn der Begrenzung eines unkoordinierten
oder sogar widersprüchlichen Wachstums einzelner völkerrechtlicher
Regime markiert. Eine Konzentration, sei es durch den Sicherheits-
rat oder durch die Schaffung von Mechanismen zur Lösung von Aus-
legungs- und Kompetenzkonflikten, kann hier nötig sein und dort zu
weit gehen. 

c) Laufende ILC-Projekte

Ein Blick auf den Stand anderer Projekte der ILC65 bestätigt den Ein-
druck eines gemischten Bildes. Einerseits gibt es für die ILC im Au-
genblick keine Großprojekte vom Kaliber des See-, Diplomaten-
oder Vertragsrechts, so wie es sie in früheren Wachstumsphasen des
Völkerrechts gegeben hat. Auch scheinen die Erfolgsaussichten ei-
nes ambitionierten Projekts wie desjenigen zu ›Einseitigen staatli-
chen Akten‹66 gegenwärtig nicht hoch zu sein. Auf der anderen Sei-
te machen Projekte zu klassischen und wichtigen Fragen wie diejeni-
gen zu ›Diplomatischem Schutz‹67 und ›Vorbehalten zu Verträgen‹68

Fortschritte. Es scheint auch möglich, daß es der ILC gelingen könnte,
die immer wichtiger werdende Frage der Verantwortlichkeit interna-
tionaler Organisationen in sinngemäßer aber eigenständiger Weiter-
entwicklung der Artikel zur Staatenverantwortlichkeit einer Lösung
näherzubringen69 und die Arbeit über ›Gemeinsame Bodenschätze:
Grenzüberschreitende Grundwasser‹70 abzuschließen. In der Zukunft
wird sich die ILC wohl auch der Problematik der Weiterentwicklung
bereits kodifizierten Völkerrechts widmen müssen.

Bilanz

Wer von ›der‹ Krise ›des‹ Völkerrechts spricht, muß sagen, was er ge-
nau meint. Es gibt gegenwärtig mehrere Krisen des Völkerrechts. Die-
se hängen allerdings alle mehr oder weniger stark mit bestimmten
weltpolitischen Problemstellungen und einer Grundkonstellation zu-
sammen. Eine solche Situation ist nicht neu. Auch in den vorherge-
gangenen Zeitabschnitten gab es Wachstum, Ambivalenzen und Kri-
sen. Nach dem großen Wurf der Charta konnte das Völkerrecht nur
mehr stotternd als plangemäß weiterentwickelt werden. Man kann aber
nicht sagen, daß die Bestrebungen um die Entwicklung des Völker-
rechts einer Sisyphus-Arbeit vergleichbar wären. Die großen Kodifi-
kationen, die während der ersten Phase des Kalten Krieges entwickelt
worden sind, haben Grundlagen gelegt, die heute noch gültig sind und
praktiziert werden. Manches Projekt, das damals noch zurückgestellt
werden mußte, wurde nach der Entkolonisierung oder erst nach dem
Untergang der Sowjetunion aufgegriffen, zumindest teilweise erfolg-
reich zu Ende geführt und gehört heute zur Schicht des unumstritte-
nen oder des sich entwickelnden Rechts. 
So gesehen kann man die Entwicklung des Völkerrechts weiter als
eine Fortschrittsgeschichte schreiben. In dieser Fortschrittsgeschich-
te steht das traditionelle, auf rein diplomatischem Wege erarbeitete
und vom Gegenseitigkeitsgedanken getragene Völkerrecht nicht in
Widerspruch zu moderneren Formen der Rechtsbildung, bei denen
auch andere Akteure und Gemeinschaftsinteressen eine größere Rol-
le spielen. Natürlich gibt es hie und da Bedarf, die älteren Schich-
ten des Völkerrechts mit den jüngeren angemessen zu verschleifen,
so etwa bei der Berücksichtigung des Menschenrechtsgedankens
im Recht der Staatenimmunität.71 Natürlich gibt es Projekte, die
sich nicht als sinnvoll, realisierbar oder erfolgreich erwiesen ha-
ben. Im großen und ganzen ist das Entwicklungsprogramm der er-
sten Stunde jedoch recht weit verwirklicht worden und gleichzeitig
erstaunlich aktuell geblieben. Das gleiche gilt für die Vereinten
Nationen selbst, die regelmäßig für einen geschichtlichen Augen-
blick als ›irrelevant‹ erscheinen, sich dann aber immer wieder als
Kristallisationspunkt für die Bemühungen um Wiederannäherung
erweisen. 
Dies bedeutet allerdings nicht, daß wir ›in der besten aller möglichen
Welten‹ leben. Es stellen sich schwerwiegende Fragen. Mit weiter
fortschreitender Globalisierung in ihren unterschiedlichsten Erschei-
nungsformen steigen die Anforderungen an internationale Normpro-
duktion und Normdurchsetzung. Die klassischen Völkerrechtsquel-
len und Institutionen sind in Gefahr, diesen Anforderungen nicht zu
genügen. Es ist nicht unwahrscheinlich, daß die gesteigerten Anfor-
derungen an Qualität, Verbindlichkeit, Veränderung und Durchset-
zung internationaler Standards72 intensivere politische Auseinander-
setzung auslösen werden. Um diese Auseinandersetzungen so be-
grenzt wie möglich zu halten, werden sich Staaten, die international
die Initiative ergreifen – also gegenwärtig insbesondere die USA und
ihre Verbündeten – wohl bemühen, ihre Ziele so weit wie möglich auf
indirektem Wege zu erreichen. Dies dürfte dann etwa mit Hilfe von
›Koalitionen der Willigen‹ oder selbstgesetzten informellen Standards
geschehen, deren Einhaltung man über Anreize und wirtschaftliche
Sanktionen sichern will. Solches Vorgehen ist völkerrechtlich grund-



Vereinte Nationen 5/2005 195

sätzlich nicht verboten, kann aber erhebliche politische und legitima-
torische Folgekosten haben.
Durchaus möglich ist aber auch eine gewisse Renaissance klassischer
und formellerer völkerrechtlicher Instrumente, etwa wenn sich Er-
wartungen bezüglich der Entwicklung von machtpolitischen Wider-
lagern gegenüber den USA in Gestalt von China und/oder Indien be-
stätigen sollten. Die Rolle der EU und ihrer Mitgliedstaaten ist auch
dann von großer Bedeutung für die Entwicklung des Völkerrechts und
für den zukünftigen Charakter der internationalen Beziehungen. Die
Vereinten Nationen dürften hierbei so oder so eine zentrale und unver-
zichtbare Rolle spielen.
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